
Junckersgehei me
Schnitzelkoalition
Di e woxx und Premi er mi ni ster Jean−
Cl aude Juncker l agen zur Abwechsl ung
ei n mal auf gl ei cher Li ni e: Ni cht etwa,
was di e politi schen Präferenzen anbe-
l angte, sondern i n der Wahl der Spei -
sen. Bei m gemei nsamen Mittagessen

Junckers mit den l uxemburgi schen Medi en-
vertreterI nnen auf dem Oktav- Mäertchen am
Freitag vergangener Woche verzi chtete der
Premi er ei n mal mehr auf den traditi onell en
Oktav−Fësch. Der Regi erungschef zog dem
Fësch ei n safti ges Wi ener Schnitzel mit
Pommes Frites vor − und traf damit di esel be
Wahl wi e der anwesende woxx−Redakteur.
Das soll j edoch ni cht hei ßen, dass di e woxx
von nun an regi erungskonfor m geht. Di e
Schnitzel − Wahl i st zudem all es andere al s re-
präsentati v für di e woxx: Schli eßli ch gi bt es
ja ei ni ge Vegetari erI nnen unter den woxxi es.
Und di e würden auch i hrer Li ni e treu bl ei -
ben, wenn der Premi er mi ni ster Fësch essen
würde.

In der Verfassung
vorgesehenist esschon
lange− jetzt soll das

Referendumeinen gesetz-
lichen Rahmen bekommen.

Ein Jahr vor Ablauf der
Legislaturperiodesoll nun
dasin der Regierungs-
erklärung gemachte

Versprechen
eingelöst werden.

(rw)− Vor zwei Wochenbrach-
te der grüne Abgeordnete Ro-
bert Garcia das Kunststück fer-
tig, das vom Premier angekün-
digte Referendum in einem
Atemzug mit der Pisa−Studie zu
nennen: Politische Beteiligung
erfordere mündige BürgerInnen.
Und er erinnerte nicht nur da-
ran, dass das Schulfach "politi-
sche Bildung" in Luxemburgim-
mer noch ein Schattendasein
fristet, sondern dass die einst-
mals angekündigte Schaffung ei-
ner Volkshochschulenie Realität
wurde.

Avantgardistischer Touch
Nun liegt er auf dem Tisch,

der Regierungsvorschlag zur
Ausgestaltung des in der Verfas-
sung vorgesehenen Referen-
dums. Weshalb war 1919 schon
das Referendum als Mittel zur
Einbeziehung der Bevölkerung
vorgesehen? Ein Aspekt könnte
aber die Tatsache gewesensein,
dass gerade i m Kleinstaat Lu-
xemburg Instrumente direkter
Demokratie am leichtesten an-
wendbar schienen. Nicht um-
sonst war Rousseau, der Pionier
der Basisdemokratie, auch Ver-
fechter des Kleinstaates.
Dass es mehr als 80 Jahre

brauchte, um den Willen der
Constituante von 1919 umzuset-
zen, liegt aber wohl nur zumTeil
an der Sorge umdie Mündigkeit
der Luxemburger Bevölkerung.
Seit den Referenden der Zwi-
schenkriegszeit (das eine zur
Monarchie, das andere zum
Maulkorbgesetz), die beideinei-
ner Atmosphäre extremer politi-
scher Polarisierung stattfanden,
undderaufgezwungenen"Perso-
nenstandsaufnahme" durch den
nationalsozialistischen Okku-
panten hatte das Element direk-
ter Demokratie jahrzehntelang
etwas Anrüchiges.
Erst mit dem Erwachen der

sozialen Bewegungen in den
70er Jahren, dem Aufkommen

der Bürgerinitiativen und dem
Entstehen der Grünen erhielt
das Referendum wieder einen
avantgardistischen Touch. Es
wäre allerdings vermessen zu
behaupten, das Referendumsei
einLieblingskindderfortschritt-
lichen Parteien. Gerade die Lu-
xemburger Grünen stritten jah-
relangumeineeinheitlichePosi-
tion. Waren sie früher für ein
bindendes Referendum aus-
schließlich auf Volksinitiative,
so ist ihre Meinung heute an-
ders. Und der Sprecher der
LSAP, Jean Asselborn, reagierte
1993 eher irritiert auf einen ers-
ten GesetzesvorschlagzumThe-
ma Referendum: "...de Referen-
dumals Arbitter, jo, bei gréisse-
re Problemer vun nationalenIn-
teressen, fir engkloer Decisioun
kënnen erauszeschielen, wann
et schwéier as, déi fäerdegze-
bréngen! MäIerféierung a Mani-
pulatiounvumWieler allerdéngs
iwer de Wee vum Referendum,
well gewieltePolitikersechesou
laanscht Beschlëss drécke
wëllen, dat as der Demokratie
net dénglech."
Eingebracht worden war der

Vorschlag vom rechtspopulisti-
schenADR. Der erhielt nicht nur
von sozialistischer Seite Schel-
te, sondern auch vomSprecher
der CSV: Françis Colling meinte,
das ADRkönne auch gleich das
Parlament abschaffen.
Wie unorthodox Luxembur-

ger Parteien mit manchenpoliti-
schen Themen umgehen, zeigt
schließlich die Haltung der DP:
Die Liberalen, deren Vordenker
Joseph A. Schumpeter einst die
Demokratie auf einen "Konkur-
renzkampf umdie Sti mmen des
Volkes" reduzierte, von dem
nicht klar sei, ob es überhaupt
fähig ist, politische Entschei-
dungen zu treffen, treten in Lu-
xemburgseit Jahrenfür daskon-
sultative Referendumein.
Dass es heute eine schwarz−

blaue Regierung und ein CSV−
Staatsminister sind, die sich
zum Fürsprecher des Refe-
rendums machen, daraus lässt
sich durchaus die Parallele mit
1988 ziehen: Sollte die Regie-
rung versuchen, dem ADR das
Wasser abzugraben, so wie sie
es 1988 mit demGemeinderefe-
rendumauf die Grünen abgese-
henhatte?
Luxemburg zieht nun aber

auchinternational mit einer Rei-
he von EU−Ländern gleich, die
sichin der Zwischenzeit an der
Schweizer Erfindung inspiriert
haben. Volksbegehren und
Volksinitiativengibt es nicht nur
in deutschen Bundesländern,
sondern auch in Italien, Frank-
reich oder den Beitrittsländern.
Diese Entwicklung scheint i m
Trendeiner Zeit zuliegen, inder
eine Umfrage die andere jagt
und auf jeder Webseite umMei-

nung gebeten wird. Für oder ge-
gen Klonen, mehr Kinderbetreu-
ungsstrukturen oder die Monar-
chie − das sind die intelligenter-
enVarianten. In Deutschlandhat
es aber auchschon Volksinitiati-
venfür die Sonntagsöffnungvon
Videotheken oder gegen die An-
siedlung von Kliniken für psy-
chisch kranke Straftäter gege-
ben. Und in der Schweiz wird
das Volk gerade mal wieder da-
rüber befragt, ob es nicht "eine
Stabilisierung und längerfristig
sogar einen Abbau der kaumas-
si milierbaren außereuropä-
ischen Bevölkerung in der
Schweiz" wünscht.

Das Guteliegt so nah
Wer sich den neuen Regie-

rungstext anschaut, wird mit je-
ner Flut anProzedurenundtech-
nischen Details konfrontiert, die
eine der Schwächendes hochge-
lobten Instrumentes zur Basis-
demokratie darstellen. Von der
Volksinitiative, bei der einGeset-
zesvorschlag präsentiert wird,
zur Volksbefragung, die die Mei-
nung der gesamten Wahlbevöl-
kerung erfasst, und schließlich
zur Umsetzungi mParlament ist
es ein langer und beschwerli-
cher Weg. Die Initiative kann
aber auchvomParlament ausge-
hen. Anders als in der Schweiz,
soll das Luxemburger Referen-
dum auf Landesebene (wie
schondas kommunale)reinkon-
sultativen Charakter haben. Hin-
zu kommt das spezifische Refe-
rendum zu Verfassungsfragen,
das von einer besti mmten An-
zahl von Abgeordneten initiiert
werdenkann.
Dass auch Mittel wie das Refe-

rendum nicht vor Politikmüdig-
keit schützen, zeigt das Beispiel
Schweiz, wo Volksinitiativen
eher selten von Erfolg gekrönt
sind. Und es fragt sich zudem,
obnicht das Erneuernbestehen-
der Strukturen dringlicher wäre.
So meinte Serge Kollwelter zum
heutigen Zustand der rein kor-
poratistisch agierenden Berufs-
kammern: "...il s'agit essentielle-
ment d'un principe avec peu
d'effets pratiques, puisque sauf
ceuxqui sont appelés àles élire,
personne ne sait trop bien à
quoi elles servent". (forum
207/2001, S. 34) Das Luxembur-
ger Modell der Tripartite seiner-
seits grenzt die NGOs aus. Und
der zurzeit recht dürftige Dialog
zwischen Parlament und Zivilge-
sellschaft wäreebenfalls verbes-
sernswert: Zugang zu parlamen-
tarischen Hearings, Öffentlich-
keit der parlamentarischen
Kommissionen, einrunder Tisch
zu Zukunftsfragen wären ein
Leichtes. Altehrwürdige Instru-
mente wie das aus dem19. Jahr-
hundert stammende Petitions-
recht könntenaufgepäppelt wer-
den. Solche Verbesserungen wä-
ren zwar weniger spektakulär,
würdenaber denpolitischenAll-
tag nachhaltig demokratisieren.

REFERENDUM

Sind Siefür oder gegen?
JEANASSELBORN
Realitätssinnstatt
Dogmatismus
Der Erfolg der belgischen Sozialisten
ist auch auf ihren Schulterschluss mit
der Zivilgesellschaft zurückzuführen.

Nach drei aufei nander folgenden Wahlrückschlägen gelang
den belgischen Sozialisten bei den Parlamentswahlen vom
18. Mai ein großer Erfolg. Zweifell os sind die Persönlich-
keiten von Eli o Di Rupo und Steve Stevaert, diefür die wal-
lonischen, respektive die flämischen Sozialisten als Spit-
zenkandidaten ins Rennen gingen, nicht schuldlos an dem
erzielten Resultat.
Doch es wäre ungerecht und zu kurz gegriffen, wenn man
den Wahlsieg der sozialistischen Formationen nur mit dem
Charismaihrer Spitzenkandidaten erklären wollte. AmBei-
spiel der wall onischen PS wird ambesten deutlich, warum
die Sozialisten auch in der Regierungsverantwortung ihre
Positionen stärken konnten.
Die Positionierung der Partei als Linkspartei, welche unter
den gegebenen Umständen in der Regenbogenkoaliti on
nicht i mmer leicht fiel, wurde vom Wähler honoriert. Dies
wurde besonders in gesellschaftlichen Fragen offensicht-
lich, wo Belgien unter sei ner blau−rot−grünen Regierung
Riesenfortschritte verzeichnen konnte. Der belgischen PS
ist es gelungen, i hre vormals eher dogmatischen Positi o-
nen durch glaubwürdigere, realitätsgebundene Vorstell un-
gen zu ersetzen.
Die Annäherung an die Anti mondialisierungs−Bewegung,
der Schulterschl uss mit der Zivil gesellschaft, die Bereit-
schaft die neu entstandenen sozialen Bewegungen ohne
Hegemonieanspruch zu begleiten und nicht zuletzt die Öff-
nung der Partei für neue Schichten der Bevölkerungkonnte
aber letztlich nur erfolgreich sein, weil die Sozialisten es
verstanden haben, i hre traditionellen Wählerschichten
nicht zu brüskieren. Belgiens Sozialisten haben damit be-
wiesen, dass die Diskussion über die Neuorientierung der
internationalen Sozialdemokratie weit mehr ist, als ei ne
langweili ge Debattezwischen Reformern und Traditionalis-
ten, zu der sie allzu oft in der internationalen Presse, und
lei der auch unter europäischen Sozialisten und Sozialde-
mokraten, herunterstilisiert wird.
Die Wahlen in Belgien haben auch gezeigt, dass die christ-
lich−demokratische Bewegung, diei n Belgien über hundert
Jahre an der Macht war, auch in der Opposition nicht an
Profil gewinnen konnte, und ei nezweite Wahlschlappe hi n-
nehmen musste. Den Grünen wurden nicht i hre Themen,
sondern diezu dogmatische Sichtweise und der sture Poli-
tikstil i hrer regierungsunerfahrenen Vertreter zum Ver-
hängnis. I n der Thematik waren die Grünen i n Belgien je-
doch eine progressive Partei, die mithalf, die Karteni mKö-
nigreich neu zu mischen.
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Nächste Woche: Die Rentenmauer ist da
Massendemonstrati onen i n Frankrei ch und
Österrei ch, Gewerkschaftsproteste gegen ei ne
Null runde für RentnerI nnen i n Deutschl and:
Kei ne Frage, das Rentenprobl e m bewegt i n
ganz Europa di e Gemüter. Doch egal wi e hef-
ti g protesti ert wi rd, wenn weiter ni chts ge-
schi eht, i st der Koll aps vi el er Rentensyste me
i n Europa unauswei chli ch.

Politiknicht nurzumZuschauen: DieChambersolltenicht dereinzige Weg
politischerPartizipationsein. (Foto: woxx)


